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Antrag 

der Abgeordneten Georg Rosenthal, Inge Aures, Hans-Ulrich Pfaff-
mann, Diana Stachowitz, Kathi Petersen, Doris Rauscher, Ilona 
Deckwerth, Angelika Weikert SPD 

Soziale Säule der EU rechtsverbindlich machen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, auf Bundes- und EU-Ebene 
sich dafür einzusetzen, dass die vom Europäischen Rat am 
17.11.2017 in Göteborg beschlossene „Europäische Säule sozialer 
Rechte“ als Anhang in die EU-Verträge mitaufgenommen wird, um 
den dort formulierten 20 sozialen Grundsätzen und Rechten – etwa zu 
fairer Entlohnung, Sicherheit von Arbeitnehmern, Renten und Wohnen 
und Gleichstellung der Geschlechter – die gleiche Verbindlichkeit zu 
verschaffen wie den wirtschaftlichen Grundfreiheiten. 

 

 

Begründung: 

Die Initiative der EU-Kommission, mit der „Europäischen Säule sozia-
ler Rechte“ ein Bekenntnis für ein soziales Europa abzugeben, ist ein 
guter Schritt in Richtung Stärkung der Sozialstandards von derzeit 
mehr als 500 Mio. EU-Bürgerinnen und Bürgern. Sie bleibt jedoch 
hinter dem Notwendigen zurück, solange die dort formulierten 
20 Grundsätze und Rechte nur eine Bündelung bereits existierender 
Prinzipien – etwa in der EU-Grundrechtecharta – darstellen. Um die 
Lebenswirklichkeit der Menschen spürbar zu verbessern und ein fai-
res und soziales EUropa zu schaffen, müssen sie für die EU-Mit-
gliedstaaten rechtsverbindlich gemacht werden. So gilt es beispiels-
weise für menschenwürdige Arbeitsbedingungen für alle Beschäfti-
gungsformen – mithin auch für Zeitarbeiter, Leih- und Saisonarbeiter 
usw. – zu sorgen, ausbeuterische Null-Stunden-Arbeitsverträge abzu-
schaffen oder eine europäische Kindergrundsicherung in allen Mit-
gliedstaaten einzuführen, damit auch Kindern aus einkommens-
schwachen Familien ein kostenfreier Zugang zu medizinischer Ver-
sorgung, Schulessen und Bildung gewährleistet wird. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie 
regionale Beziehungen 

Antrag der Abgeordneten Georg Rosenthal, Inge Aures, 
Hans-Ulrich Pfaffmann u.a. SPD 
Drs. 17/19292 

Soziale Säule der EU rechtsverbindlich machen 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Hans-Ulrich Pfaffmann 
Mitberichterstatterin: Judith Gerlach 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Bundes- und Europaan-
gelegenheiten sowie regionale Beziehungen federführend zu-
gewiesen. Der Ausschuss für Verfassung, Recht und Parla-
mentsfragen hat den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner  
68. Sitzung am 5. Dezember 2017 beraten und mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 
hat den Antrag in seiner 82. Sitzung am 8. Februar 2018 mit-
beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Dr. Franz Rieger 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Georg Rosenthal, Inge Aures, Hans-Ul-
rich Pfaffmann, Diana Stachowitz, Kathi Petersen, Doris Rau-
scher, Ilona Deckwerth, Angelika Weikert SPD 

Drs. 17/19292, 17/20729 

Soziale Säule der EU rechtsverbindlich machen 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote



Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 

beraten werden (s. Anlage 1)

Von der Abstimmung ausgenommen sind die Listennummern 3, 8 und 11, die auf 

Wunsch der Abgeordneten bzw. der Fraktionen im Plenum am 14. März beraten wer­

den sollen. Die Anträge betreffen die Kennzeichnungspflicht bzw. die individuelle 

Kennzeichnung von Polizistinnen und Polizisten.

Über die übrigen Listennummern lasse ich nun abstimmen. Hinsichtlich der jeweiligen 

Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die 

Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind alle Fraktionen im Haus. Gibt es Ge­

genstimmen? – Keine. Stimmenthaltungen? – Auch nicht. Fraktionslose Abgeordnete 

sind zurzeit nicht im Raum. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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